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Ziel des Workshops war es, die politikwis-
senschaftliche Verwaltungsforschung und die
historische Behördenforschung zusammen-
zubringen, um über Forschungsschwerpunk-
te, -methoden und -zugänge ins Gespräch zu
kommen. Um diese Perspektivwechsel zu er-
möglichen, wurden in mehreren Panels ver-
schiedene verwaltungs- und geschichtswis-
senschaftliche Forschungsprojekte, ihre Ar-
beit und fachspezifische Methoden vorge-
stellt. Jeder Vortrag wurde von einem Disku-
tanten oder einer Diskutantin der jeweils an-
deren Disziplin kommentiert.

Den Einführungsvortrag zu Regime-
wandel und Verwaltungstransformation
bestritt ECKHARD SCHRÖTER (Münster)
mit Ausführungen zur Verwaltungskul-
tur nach der deutschen Einheit. Prägend
war seine Aussage „Verwaltungswissen-
schaft ist Erinnerungswissenschaft“, die
Brücken zwischen den beiden Diszipli-
nen spannte. Es folgten Ausführungen zur
Verwaltungs(transformations)forschung in
Wissenschaft und Forschung, Theorie und
Methodenwahl, die diverse historische und
verwaltungswissenschaftliche Anknüpfungs-
punkte eröffneten. Schröter betonte, dass
die umfangreichen Forschungsarbeiten der
Kommission für die Erforschung des sozia-
len und politischen Wandels in den neuen
Bundesländern e.V. (1991-1996), die vom
Bundesministerium für Bildung und For-
schung mit rund 25 Millionen DM gefördert
wurden, wenig rezipiert wurden und schnell
wieder in Vergessenheit gerieten. Auch die
Erkenntnisse der gegründeten Sonderfor-
schungsbereiche blieben wenig beachtet. In
seinem Fazit plädierte Schröter für mehr
Interdisziplinarität in der Transformations-
forschung.

Der Auftakt der interdisziplinären Aus-

einandersetzung wurde durch zwei Refera-
te zu methodischen Perspektiven und zen-
trale Fragestellungen in beiden Disziplinen
ausgeführt. DOMINIK RIGOLL und WIN-
FRIED SÜß (Potsdam) erläuterten Zugänge
der historischen Behördenforschung. Hierbei
zeigte sich, dass „(NS-)Behördenforschung
boomt“, unter anderem weil das Bewusst-
sein für die eigene Verantwortung der Behör-
den erst im Laufe der letzten 15 Jahre auf-
gekommen sei. Das Handlungsfeld der histo-
rischen Behördenforschung biete hierbei ver-
schiedene Deutungsmöglichkeiten für Ver-
waltung. Diese könne in Form der Selbstbild-
geschichte, der Geschichte von Staatlichkeit,
als Gesellschaftsgeschichte, Bewältigungsge-
schichte oder Kultur- und Organisationsge-
schichte betrachtet werden. Hierbei wurden
insbesondere die Fragen nach hybriden Or-
ganisationsformen in unterschiedlichen po-
litischen Systemen sowie die Überlegungen
zu biografischen Sonden intensiv diskutiert
und über die Fachgrenzen hinweg aufge-
nommen. Rigoll appellierte an die Anwesen-
den, dass Geschichts- und Verwaltungswis-
senschaften sich gegenseitig in der Behörden-
forschung rezipieren müssen. In die gleiche
Richtung argumentierte SYLVIA VEIT (Kas-
sel), die schon die Anlage von Verwaltungs-
wissenschaften im Plural als interdisziplinä-
ren Zugang zum Untersuchungsgegenstand
Verwaltung verortete. In einem zugespitz-
ten Vortrag wurden die Zugänge der histori-
schen Behördenforschung und der politikwis-
senschaftlichen Verwaltungswissenschaft als
konkret und abstrakt, einzelfallorientiert und
verallgemeinernd oder auch als Geschichten
und Theorien gegenübergestellt. Die aufge-
worfene Frage nach den gemeinsamen Nen-
nern in der Methode zeigte im Rahmen der
anschließenden Diskussion, dass der Gegen-
stand aus Sicht der anwesenden Histori-
ker/innen insbesondere in der Validierung
und Verbindung verschiedener Quellen lie-
ge, während die Verwaltungswissenschaft-
ler/innen den Fokus der Methodik in der
Auswertung verorten. Einigkeit bestand dar-
in, dass beide Perspektiven relevant und ge-
genseitig gewinnbringend sein können.

Die ersten Panels der Tagung beschäftigten
sich mit dem Verhältnis von Verwaltung und
Demokratie.
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THORSTEN HOLZHAUSER (Mainz) prä-
sentierte NS-Belastung als demokratisches
Problem. Er stellte die Frage, wie „Belas-
tung“ definiert und wahrgenommen wur-
de. Holzhauser ging dabei der Zeitgebun-
denheit des Begriffs der NS-Belastung in
international vergleichender Perspektive in-
nerhalb der Nachkriegsdemokratien West-
deutschland, Österreich und Frankreich aus
diskurstheoretischer Perspektive nach. Hier-
aus ergaben sich drei Zielfelder: (1) Bestra-
fung und Sanktionierung, (2) Reintegration
und Re-Demokratisierung und (3) Nationali-
sierung. Besondere Einflüsse für den Umgang
mit Belasteten stellen hiernach äußere Fakto-
ren und historische Erfahrungen mit Brüchen
und Transformationen dar.

ANNA ELBERS, BENEDIKT KEMPER und
JAN WILLE (Münster) stellten Projekte zur
Verwaltungslogik und kommunikativen Pra-
xis in und nach dem Nationalsozialismus
in Wirtschaft, Religion und Gesundheit vor.
Hierbei standen vor allem der Gegensatz von
Wandel und Kontinuität in der Verwaltungs-
praxis im Fokus. Es zeigte sich, dass Ver-
waltungshandeln nicht top-down zu begrei-
fen sei, vielmehr seien vergleichende und sys-
temübergreifende Analysen notwendig, bei
denen Aushandlungsprozesse zwischen Ver-
waltung und Verwalteten im Zentrum stehen.

Aus politikwissenschaftlicher Sicht näherte
sich JAN-HINRIK MEYER-SAHLING (Not-
tingham) der Politisierung der Verwaltung in
Osteuropa. Seine zentrale Hypothese laute-
te: Je autoritärer eine Regierung wird, des-
to ausgeprägter sei die Verwaltungspolitisie-
rung. Dies wurde über den Austausch von
Staatssekretären in Ungarn unter Viktor Or-
bán überprüft und bestätigt. Als passende-
re Dimension zur klassischen Links-Rechts-
Achse schlug Meyer-Sahling als Konsequenz
die Eckpunkte liberal und autoritär vor, mit
denen Democratic Backsliding besser zu grei-
fen und verschiedene politische Systeme bes-
ser zu vergleichen seien.

CASPAR VAN DEN BERG (Groningen)
stellte zwei Fragen ins Zentrum seines inter-
national vergleichenden Forschungsprojek-
tes: Welche Ursachen hat die Politisierung der
Verwaltung in westlichen Demokratien? Wel-
che Folgen hat eine Politisierung der Verwal-
tung für die Responsivität der Verwaltung so-

wie deren Legitimität und Performanz? Po-
litisierung zeige sich formal-strukturell über
Ernennungen, in Einstellungen über Loyali-
tät und im Verhalten durch Handlungen und
Aktivitäten. Van den Bergs Datengrundlage
waren Interviews mit Spitzenbeamten in ver-
schiedenen Ländern, welche er mit Hilfe ei-
ner Co-Occurence Network Analysis sowie ei-
ner Qualitative Comparative Analysis (QCA)
auswertete.

Als Diskutant hielt BERNHARD GOTTO
(München) den historischen Spiegel mit ei-
ner Problematisierung des Politisierungsbe-
griffs vor: Politisierung sei ein Prozess. Da-
her sei es redundant zu sagen: „Politisierung
steigt“. Eigentlich wäre „Politisiertheit“ ein
hilfreicherer Begriff. Ebenso zeigte Gotto auf,
dass die Ernennung von Staatssekretären als
Maß für Politisierung nicht zwingend ein Zu-
gewinn politischer Kontrolle sein müsse, son-
dern bspw. ein Zeichen für Kontrollverlust
sein könne und wies auf die Verbindung zwi-
schen Politisierung und dem Ergebnis von
Verwaltungshandeln hin, die durch den Fo-
kus der Auswertungsmethodik ausgeklam-
mert wurde.

MICHAEL BAUER (Speyer) beschäftig-
te sich mit antipluralistischer Verwaltungs-
politik als historische Grundlegung aktuel-
ler Forschungsstrategien der Verwaltungs-
wissenschaft. Populistische Verwaltungspoli-
tik setze an, wo ein „point of no return“ er-
reicht werde: Sie gehe über „reversible“ For-
men der Politisierung hinaus, die folgende
Regierung könne die Entwicklung nicht mehr
rückgängig machen. Entpluralisierende Ver-
waltungsreformen können die Beschneidung
administrativer Autonomie, faktische Macht-
verschiebung durch Personal oder Budget, ex-
zessive Politisierung der Rekrutierung und
Beförderung, Etablierung einer Kultur, die
Kritik als Ungehorsam sieht, oder die Iso-
lierung der Verwaltung sein. Er stellte da-
bei auch klar, dass die Trennung von Poli-
tik und Verwaltung eher Analysekriterium als
Beschreibung der Realität sei. Als Ergebnis
hielt Bauer fest, dass populistische Verwal-
tungspolitik über übliche Formen von Politi-
sierung hinausgehe, dabei aber nicht illegal
sein müsse, sondern eher als sanfte Form der
autoritären Verwaltungspolitik zu sehen sei.
Ergebnis von populistischer Verwaltungspoli-
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tik seien entpluralisierende Verwaltungsrefor-
men.

In ihrem Vortrag zum Bundeskanzleramt
stellte NADINE FREUND (München) die Ver-
bindung zwischen Demokratisierung und Re-
ligion ins Zentrum ihrer Überlegungen. Sie
beschrieb die zentrale Rolle der katholischen
Religion für die Ordnungsvorstellungen, die
Beziehungen der Leiter des Bundeskanzler-
amtes und für die Steuerungsfähigkeit des
Kanzleramts, das die Richtlinienkompetenz
zum Teil stärker als die Ressorthoheit aus-
legte, etwa bei der Durchsetzung der Gleich-
berechtigung der Frauen. Hieraus folge die
Frage, welcher Politikstil und welche Verwal-
tungskultur sich im Bundeskanzleramt der
1950er Jahre etabliert hatten. Die Kanzler-
amtschefs unter Adenauer verdammten den
Rechtspositivismus aufgrund ihrer katholi-
schen Sichtweisen. Damit hatte Religion de-
mokratiefördernde und -hemmende Effekte
in der jungen Bundesrepublik.

Ein weiterer thematischer Fokus der Ta-
gung lag auf dem Personal der Verwaltung,
dessen Kontinuitäten und Diskontinuitäten
im Rahmen von Systemwechseln und im Zeit-
verlauf.

SABINE MECKING (Marburg) stellte ad-
ministrative Kontinuitäten bei politischen
Brüchen am Beispiel der kommunalen Funk-
tionselite Münsters zwischen 1900 und 1975
dar. Hierzu erstellte sie ein „gruppenbiogra-
phisches Profil“ über Systemtransformatio-
nen hinweg. Es zeigte sich, dass die Stadt-
leitung 1933 nicht gewählt, sondern top-
down durch das Regierungspräsidium ein-
gesetzt wurde und ein starker Personalaus-
tausch zwischen Weimar und NS stattfand,
hiernach aber eine hohe Kontinuität während
der NS-Zeit bestand. Einzelne Bürgermeister
in Westfalen blieben auch noch über den poli-
tischen Bruch 1933 im Amt. Am Beispiel Al-
bert Hillebrands als Oberbürgermeister der
Stadt Münster konnte gezeigt werden, dass
die Ausbildung im gehobenen Verwaltungs-
dienst und eine starke parteipolitische Ver-
ankerung für die Amtsübernahme ausreich-
ten. Fehlende Expertise wurde ausgeglichen,
indem ihm mehrere Verwaltungsjuristen zur
Seite gestellt wurden. Hierdurch kam es zu
einer Funktionsverschiebung der Rolle des
Amts: Hillebrand übernahm stärker nach au-

ßen gerichtete und repräsentative Aufgaben.
Seine Verwaltungsjuristen kümmerten sich
um die Verwaltungsleitung. Im Vergleich ver-
schiedener Bürgermeistertypen zeigte sich,
dass der Unterschied zwischen Parteimitglied
(PG) und Nicht-PG in den Handlungen der
kommunalen Eliten in Münster nicht allzu
deutlich war.

JAN RUHKOPF (Tübingen) stellte per-
sonellen Kontinuitäten neue Aufgaben im
Bundesministerium für Flüchtlinge, Vertrie-
bene und Kriegsgeschädigte (BMVt) entge-
gen. Hiernach seien Ernennungen als sym-
bolisches Signal nach außen, ohne dass da-
durch praktische Konsequenzen entstanden
wären, zu sehen. Bereits von der ersten Le-
gislaturperiode an waren im BMVt Personen
mit NS-Vergangenheit tätig – ähnlich wie in
anderen Ministerien, nicht in höherem Ma-
ße. Unter den Mitarbeitern war aber eine ho-
he Zahl an Vertriebenen, was mit der Auf-
gabe der Integration von circa acht Millio-
nen Vertriebenen korreliere. Die Behördenfor-
schung neige dazu, die Belastung von Tei-
len des Personals auf das Gesamtministeri-
um zu beziehen; unbelastetes Personal und
ggf. auch Widerstand im Ministerium wür-
den dabei manchmal aus dem Blick geraten.
Deshalb werde im Forschungsprojekt ein Fo-
kus auf Personen, die keinen NS-Hintergrund
hatten, gelegt. Als typisches Beispiel hierfür
wurde die Karriere und Tätigkeit von Wer-
ner Middelmann beschrieben, der als unbe-
lasteter Quereinsteiger ins Ministerium kam.
Der Minister förderte Middelmanns Karriere,
indem er seine Kompetenz, vor allem seine
Sprachkenntnisse, betonte. Das führte dazu,
dass der Bundespersonalausschuss eine Aus-
nahme genehmigte, sodass Middelmann trotz
fehlender formaler Eignung Ministerialdiri-
gent werden konnte. Das Beispiel zeige auch,
dass das BMVt außenpolitische Ziele mit der
Integration der Vertriebenen vereinte und so
über seinen staatspolitischen Auftrag hinaus-
wuchs.

SIMON SCHOLZ und BASTIAN STRO-
BEL (Kassel) präsentierten am Beispiel von
Hans-Joachim Rieke Vorgehen und vorläufi-
ge Ergebnisse des Forschungsprojekts „Neue
Eliten – etabliertes Personal? (Dis-)Kontinui-
täten deutscher Ministerien in Systemtrans-
formationen“. Die Untersuchung von Mus-
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tern in der Elitenbildung im 20. Jahrhundert
in Deutschland erfolge im Projekt durch die
Analyse der Lebensläufe von Regierungspo-
litikern und leitenden Ministerialbeamten al-
ler Ministerien und gleichgestellter Institutio-
nen in fünf politischen Systemen Deutsch-
lands (Kaiserreich, Weimarer Republik, NS,
DDR, BRD). Als ein Fall unter bereits knapp
3.000 erhobenen Elitemitgliedern sei Rieke
ein typisches Beispiel der Sozialisation und
Ausbildung von leitenden Ministerialbeam-
ten, war jedoch mit 34 Jahren bei seiner Er-
nennung zum Ministerialdirektor im Reichs-
ministerium für Ernährung und Landwirt-
schaft überdurchschnittlich jung. Im Verlauf
seiner Karriere wechselte er zwischen Kam-
mern, Militär und Verwaltung, um schließlich
als Staatssekretär den Untergang des NS mit-
zuerleben. Hieran schloss sich eine (wieder-
um typischen Mustern entsprechende) Tätig-
keit in der Privatwirtschaft an. Rieke war in
vier politischen Systemen berufstätig und ver-
folgte innerhalb dieser Systeme jeweils unter-
schiedliche Karrierepfade. In seiner Militär-
und Verwaltungstätigkeit könne er als sys-
temstützend im Kaiserreich und NS angese-
hen werden, leistete offenen Widerstand ge-
gen das System der Weimarer Republik und
hielt sich in der jungen Bundesrepublik im
Privaten. Anhand dieses Beispiels konnte ge-
zeigt werden, wie die gegenseitige Ergän-
zung biografischer und quantitativer Metho-
den Details und Kontextualisierung verbin-
den und die Frage nach Kontinuitäten oder
Brüchen mit Tradition und Vergangenheit bei
Systemwechseln beantworten können.

Das letzte Panel des Workshops beschäf-
tigte sich mit innovativen Methoden der Be-
hördenforschung in beiden Disziplinen: Kur-
ze Impulsreferate zu innovativen methodi-
schen Zugängen in der Verwaltungswissen-
schaft und der geschichtswissenschaftlichen
Behördenforschung durch THERESE GARS-
TENHAUER (Wien), TOBIAS BACH (Oslo),
MARKUS TEPE (Oldenburg) und SEBASTI-
AN JÄCKLE (Freiburg) gaben den Auftakt zu
einer Diskussion methodischer Fragen. Der
Workshop schloss mit einer Abschlussdiskus-
sion, welche mit einem Input zu neuen For-
men der Präsentation von Ergebnissen der ei-
genen Arbeit von PHILIPP HAASE und KAT-
RIN HAMMERSTEIN (Heidelberg) eingelei-

tet wurde und die Bedeutung einer „Public
History“ betonte.

Im Ergebnis zeigte der Workshop zahl-
reiche Anknüpfungspunkte zwischen histori-
scher und verwaltungswissenschaftlicher Be-
hördenforschung auf. So werden teils ähnli-
che Forschungsfragen bearbeitet und ähnli-
che Erhebungs- und Auswertungsmethoden
benutzt. Deutlich wurde jedoch auch, dass
historische und verwaltungswissenschaftli-
che Diskurse zu vielen Themen weitgehend
unverbunden nebeneinanderstehen, da die
Publikationen der jeweils anderen Disziplin
oft nicht bekannt sind. Der Workshop liefer-
te zahlreiche Impulse, die zukünftig hoffent-
lich zu einem intensiveren interdisziplinären
Austausch und zu gemeinsamen Publikatio-
nen führen werden.

Konferenzübersicht:

Keynote
Eckhard Schröter, Deutsche Hochschule der
Polizei, Münster: Regimewandel und Verwal-
tungstransformation: Lehren aus dem deut-
schen Einigungsprozess für Theoriebildung
und Methodenwahl

Methodische Perspektiven und zentrale Fra-
gestellungen in der Verwaltungswissenschaft
und der historischen Behördenforschung

Dominik Rigoll / Winfried Süß (Zentrum für
Zeithistorische Forschung, Potsdam): Frage-
stellungen und methodische Zugänge der his-
torischen Behördenforschung

Sylvia Veit (Universität Kassel): Fragestellun-
gen und methodische Zugänge der politik-
und verwaltungswissenschaftlichen Behör-
denforschung

Verwaltung und Demokratie I

Thorsten Holzhauser (Johannes Gutenberg
Universität Mainz): Belastung als politisches
Thema in der Nachkriegsdemokratie

Anna Elbers / Benedikt Kemper / Jan Wille
(Universität Münster): Verwaltungslogik und
kommunikative Praxis in und nach dem Na-
tionalsozialismus 1930-1960

Jan-Hinrik Meyer-Sahling (University of Not-
tingham): Politisierung der Verwaltung in
Osteuropa
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Caspar van den Berg (University of Gronin-
gen): Politisierung der Verwaltung in 14 west-
lichen Demokratien

Michael Bauer (Deutsche Universität für
Verwaltungswissenschaften, Speyer): Anti-
pluralistische Verwaltungspolitik: Historische
Grundlegung aktueller Forschungsstrategien

Nadine Freund (Institut für Zeitgeschichte
München): Das Kanzleramt und die Demo-
kratie

Personal: Kontinuitäten und Diskontinuitä-
ten

Sabine Mecking (Philipps-Universität Mar-
burg): Politische Brüche und administrative
Kontinuitäten: Die Funktionselite einer west-
fälischen Großstadt (1900-1975)

Melanie Hembera / Jan Ruhkopf (Institut für
donauschwäbische Geschichte und Landes-
kunde Tübingen): Neue Aufgaben, alte Konti-
nuitäten. Das Bundesministerium für Flücht-
linge, Vertriebene und Kriegsgeschädigte

Simon Scholz / Bastian Strobel (Universität
Kassel): Neue Eliten – etabliertes Personal?
(Dis-) Kontinuitäten deutscher Ministerien in
Systemtransformationen

Innovative methodische Zugänge zur Verwal-
tungsforschung
Moderation: Bettina Langfeldt (Universität
Kassel)

Therese Garstenauer (Universität Wien): Geo-
metrische Datenanalyse in der historischen
Behördenforschung

Tobias Bach (Universität Oslo): Überlebens-
analyse

Markus Tepe (Universität Oldenburg): Expe-
rimentelle Methoden in der Verwaltungsfor-
schung

Sebastian Jäckle (Albert-Ludwigs-Universität
Freiburg): Sequenzanalyse

Außendarstellung von Forschung

Philipp Haase / Katrin Hammerstein (Uni-
versität Heidelberg): Blogs, Twitter & Co.: Zur
Außendarstellung und -wirkung von Projek-
ten zur Behördenforschung

Abschlussdiskussion

Tagungsbericht Wandel der Verwaltung und
politisch-administrativer Beziehungen: Verwal-
tungswissenschaftliche und historische Perspekti-
ven. 07.11.2019–08.11.2019, Kassel, in: H-Soz-
Kult 04.04.2020.
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